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An den Herrn 
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Betr.: Mögliche finanzielle Folgen der Ostpolitik der Bundes- 
regierung 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Pohle, Strauß, 
Leicht, Dr. Marx (Kaiserslautern) und der Fraktion der 
CDU/CSU 

- Drucksache VI/ 1404 - 


Die obenbezeichnete Kleine Anfrage beantworte ich namens 
der Bundesregierung wie folgt: 

Die Bundesregierung wird seit einiger Zeit immer wieder auf- 
gefordert, sich zum Problem finanzieller Folgen ihrer Ostpolitik 
zu äußern. Die stetige Wiederholung der Anfrage und die irre- 
führende Fragestellung: „Was kostet die Ostpolitik?" sind dazu 
angetan, die Öffentlichkeit zu verwirren. 

Die Bundesregierung ist den gestellten Fragen weder ausge- 
wichen noch hat sie sie widerspruchsvoll beantwortet. 

Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister der 
Finanzen hat am 22. Juli 1970 dem Abgeordneten Leicht auf 
dessen Anfrage mitgeteilt, daß weder bei den Verhandlungen 
mit der UdSSR noch bei den Verhandlungen mit Polen finan- 
zielle Forderungen irgendwelcher Art gestellt worden sind. In 
der gleichen Antwort ist darauf hingewiesen worden, daß der 
Bundeskanzler die Forderung des Ministerpräsidenten der 
Deutschen Demokratischen Republik auf Zahlung von minde- 
stens 100 Mrd. DM unmißverständlich abgelehnt hat. Daß die 
Bundesregierung bei dieser Sachlage am 2. September 1970 die 
Beantwortung der weiteren Frage des Abgeordneten Leicht, 
ob sie etwa mit solchen Forderungen rechne, ablehnte, ent- 
sprach dem Gebot politischer Vernunft. 

Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister des 
Auswärtigen hat am 8. Oktober 1970 von Wünschen anderer 
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Länder gesprochen und darauf hingewiesen, daß in keinem Fall 
das Stadium von konkreten Verhandlungen erreicht sei. Mit 
dieser Antwort befand er sich nicht im Widerspruch zur Ant- 
wort auf die Anfrage des Abgeordneten Leicht, die sich aus- 
schließlich auf die Verhandlungen mit der UdSSR, Polen und 
der DDR bezogen hatte. Milliardenbeträge stehen in keinem 
Fall zur Diskussion. 

Die Bundesregierung hat sich bereit erklärt, die Gesamtproble- 
matik im Auswärtigen Ausschuß darzustellen. Sie bedauert, daß 
die Fragesteller nicht diesen, den deutschen außenpolitischen 
Interessen entsprechenden Weg zur Klärung aller Fragen ge- 
wählt, sondern in Kenntnis der Tatsache, daß weder in Moskau 
noch in Warschau über finanzielle Forderungen gesprochen 
worden ist, erneut gefragt haben, ob nicht doch solche Pro- 
bleme erörtert worden seien. 

Die Fragesteller scheinen sich nicht darüber klar geworden zu 
sein, daß sie den Anschein erwecken, als wollten sie die UdSSR 
und Polen geradezu zur Geltendmachung von Forderungen 
ermuntern. Um die Öffentlichkeit über die Problematik grund- 
sätzlich zu unterrichten, erklärt die Bundesregierung folgendes: 

Zu keiner Zeit hat die Bundesregierung die Leistung von 
Reparationen in Erwägung gezogen. Sie hält sich damit an das 
Londoner Schuldenabkommen. 

Eine besondere Problematik besteht seit jeher bei der Wieder- 
gutmachung typisch nationalsozialistischen Unrechts. Dazu ge- 
hören Leistungen für die Opfer medizinischer Menschenver- 
suche und Leistungen nach dem Bundesrückerstattungsgesetz, 
über beide Komplexe wurden bereits von der früheren Bundes- 
regierung mit osteuropäischen Staaten Vereinbarungen ge- 
schlossen oder Verhandlungen geführt. Diese Vereinbarungen 
und Verhandlungen knüpfen an gesetzliche Regelungen und 
Kabinettbeschlüsse aus den 50er und 60er Jahren an. So ist z. B. 
das kurz nach meiner Amtsübernahme abgeschlossene Global- 
abkommen mit der Tschechoslowakei über eine Entschädigung 
der Opfer von Menschenversuchen das Ergebnis von Verhand- 
lungen, die bereits unter meinem Amtsvorgänger begonnen 
worden sind. 

Im einzelnen nehme ich zu den gestellten Fragen wie folgt 
Stellung: 


1. Was meint der Bundesminister der Finanzen, als er im Juli in 
einem Interview mit dem Südwestfunk feststellt, „daß man sich 
überlegen müsse, ob gewisse Entspannungen im Osten nicht 
auch verbunden sein müßten mit gewissen finanziellen Opfern"? 
An welche finanziellen Opfer, in welcher Höhe und für welche 
Zwecke ist dabei gedacht? 


Aus den erwähnten Abmachungen ergeben sich grundsätzlich 
finanzielle Verpflichtungen. Auch mein Vorgänger hat solche 
Belastungen bereits in Erwägung gezogen. Ich meinerseits habe 
hierauf in dem in der Frage erwähnten Interview mit dem „Süd- 
westfunk" hingewiesen. Auf meine Ausführungen in den 
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„Finanz-Nachrichten" vom 14. Juli 1970 darf ich ebenfalls ver- 
weisen. Ich bin im übrigen der Überzeugung, daß sich die 
Belastung aus Wiedergutmachungsleistungen, die aus humani- 
tären Gründen unabweisbar sind, durchaus in tragbaren Gren- 
zen halten werden. 


2. Von welchen Staaten des Ostblocks sind bisher - pauschal oder 
detailliert - Wünsche oder Forderungen auf Gewährung von 
Wiedergutmachungsleistungen seitens der Bundesrepublik 
Deutschland der Bundesregierung bekannt geworden? 


Allgemeine Wiedergutmachungsforderungen sind von Ost- 
blockstaaten - außer von Rumänien - nicht gestellt worden. Der 
rumänische Wunsch geht ohne nähere Substantiierung nach 
Grund und Höhe dahin, daß die Bundesregierung in Verhand- 
lungen über das humanitäre Problem einer Entschädigung der 
in Rumänien lebenden NS-Opfer eintreten möge. Außerdem 
schweben Erörterungen mit der ungarischen Seite wegen einer 
Globalabfindung für die bereits gesetzlich begründeten Rück- 
erstattungsansprüche, mit der polnischen Seite wegen einer 
Pauschalabfindung für Opfer von Menschen versuchen. 


3. Auf welche angeblichen Abmachungen der Kriegsalliierten be- 
rufen sich dabei diejenigen, die solche Leistungen fordern? 

Es gibt keine Bezugnahme auf Abmachungen der Kriegs- 
alliierten. 


4. Welche Größenordnungen sind in diesem Zusammenhang - auf- 
gegliedert auf die einzelnen Staaten - genannt worden? 

Rumänien hat seine Forderungen nicht beziffert; bei Ungarn 
und bei Polen handelt es sich um die Pauschalabgeltung bereits 
bestehender Verpflichtungen, über deren Höhe noch verhandelt 
wird. 


5. Sind der Bundesregierung auch Forderungen und Wünsche von 
Staaten des Ostblocks auf finanzielle Leistungen anderer Art 
(welche?) bekannt geworden? 

Im Verlaufe von Besprechungen über die weitere Gestaltung 
und Entwicklung des gegenseitigen Wirtschaftsverkehrs sind 
von verschiedenen Ländern Wünsche auf Einräumung von 
Krediten vorgebracht worden. Die Bundesregierung hat dazu 
wiederholt klargestellt, daß sie keine staatlichen Kredite ge- 
währen kann. Sie übernimmt im Außenwirtschaftsverkehr mit 
den osteuropäischen Ländern - ebenso wie im Wirtschaftsver- 
kehr mit anderen Ländern - Garantien und Bürgschaften für 
Lieferanten- und Finanzkredite, die von privaten Unternehmen 
und Banken bereitgestellt werden. 
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6. Wo und durch wen hat sich die Bundesregierung bereit gezeigt, 
Wiedergutmachungsforderungen zu leisten? 

Siehe Antwort zu den Fragen 2 und 4. 


7. Welche Möglichkeiten hat die Bundesregierung, nach Unter- 
schrift unter den deutsch-sowjetischen Vertrag, die deutschen 
Forderungen gegenüber Ostblockstaaten aufzurechnen? 

Etwaige deutsche Aufrechnungsmöglichkeiten sind durch den 
deutsch-sowjetischen Vertrag nicht berührt worden. 


8. Wieso beurteilt der Herr Bundeskanzler die Forderung des 
Zonenministerpräsidenten Stoph auf Zahlung von mehr als 
100 Milliarden DM als „nicht ernst gemeint"? 

Wie einleitend festgestellt wurde, hat Herr Bundeskanzler 
Brandt die Forderung der DDR auf Zahlung von 100 Mrd. DM 
am 19. März 1970 in Erfurt unmißverständlich zurückgewiesen, 
weil die DDR die Bundesrepublik Deutschland nicht für die 
Ergebnisse der Gesellschafts- und Wirtschaftspolitik der SED 
verantwortlich machen könne. Es ist nicht anzunehmen, daß die 
DDR nach der eindeutigen Zurückweisung ihrer lOO-Mrd.-DM- 
Forderung ernstlich an eine Durchsetzbarkeit glaubt. 


In Vertretung 

Dr. Reischl 
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